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Verkündet
‚ _ .

am 27„ August 1963 Beklagten und Revisionsklägers,’

g e g e n

oooooocooooooooneoonoooooooooooooooooaoooooooooooovoooo

Kläger und Revisionsbeklägten‚

'hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die münd—

liche Verhandlung vom27° August 1965; an der mitgenirkt

haben
.

Senatspräsident —Drc W e i ß ‘

als Vorsitzender,
_ ‘

Bundesrichter Dro M a i s c h
.

und

Bundesrichter S c h i n d l e r '

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr„ R o e c k n e r und

Bundessozialrichter 0 b e r t h ü r
. 4

als ehrenamtliche Richter7

für Recht erkannt:
.

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Lendee-

'sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 70 Juni 1962 wird

zurückgewiesen°

‘ -Der Beklagte hat dem Kläger die außergericntlichen Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatteno

Von Rechts wegen°
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Der Kläger bezog auf Grund des bhne ärztliche Nachunter—
‚suchung ergangenen Umanerkennungsbescheides vom 240

—Februar 1951 wegen starker Bewegungeeinschränkung des

Zeige« und Mittelfingers rechte mit Herabsetzung der
groben Kraft ab 10 Oktober 1950 — wie früher — Rente
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um

_V5o vom Hundeit(voHo)o Nach versorgungsärztlicher Begut—

lachtung durch Dr° 'l‘11££?:'12;vom 29„ April 1952 teilte das
Versorgungsamt (VersorgA) am 70 Mai 1952 dem Kläger mit‚

eine wesentliche Änderung in seiner anerkannten Schädi—
‚’

gungsfolge sei nicht eingetreten und die MdB betrage wie
bisher 50 V„H„ Danach heißt es: " Eine Nachuntersuchung

ist nicht mehr beabsichtigt"c Nachdem der Bundesrechnungsm

hof beanetandet hatte, daß im Zusammenhang mit—der von'

.der Vereorgungsbehörde angeblich zu_Unreeht angenommene■\

besonderen beruflichen Betroffenheit des Klägeré
zu den

'Vorauseetzungen des 5 30 Abs° 1 Satz 1 des Bundésvereor—

gungsgesetzes (BVG) nicht Stellung genommen werden sei9

stellte das VereorgA 1956 Ermittlungen an und veranlaßte'

sodann eine weitere vereorgungsärztliche Untereuchungo

Das Gutachten des RegoMedizinalrats Dro-Thgtzinz.vcm

150/17° November 1956 nahm eine erhebliche Beseeruhg an“

' und schätzte die MdEnur nochauf 10 mit Darauf wurde
die Rente mit Bescheid des VersorgA vom 250 November 1956

ab 15 Januar 1957 entzogen° Der WiderspruCh blieb erfolg”

los° Das Sozialgericht (SG) hob mit Urteil vom 70 Juli '

1959 den Bescheid vom 25°.November 1956 und den Wider—

spruchsbescheid auf° Die Berufuhg des Beklagten wurde

mit Urteil dee_Landessozialgerichte (LSG) vom 7° Juni 1962

‚zurückgewieseno Die Erklärung, “Nachuntereuchung ist nicht

'mehr beabsichtigt"9 sei ein rechtsgeStaltender9 den Ver»
sorgungsberechtigten begühetigender Verwaltungeakt, and

den der Beklagte gebunden sei° Da der Vermerk in einem
nach @ 62 BVG erteilten Bescheid enthalten sei} habe die
Versorgung$verwaltung damit zum Ausdruck-gebracht, daß
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__ 3 _

sie auf weitere Neufeststellung nach @ 62 BVG verzichte.

Ein solcher Verzicht sei zulässig und auch dann bindend,

wenn die Annahme, eine wesentliche Änderung sei nicht
mehr zu erwarten, fehlerhaft zustande gekommen sei; im

übrigen sei eine Berichtigung nicht erfolgt, Der Kläger

habe auch nicht dadurch, daß er 1956 der Aufforderung
.

zur NachuntersuChung folgte, auf den ihn begünstigenden
Verwaltungsakt verzichtet. Schach sei der Bescheid auch

dann aufzuheben, wenn entsprechend der säüteren Beurtei«

lung des Dr, Th;£k1;}; die zu Bedenken Anlaß gebe, eine
wesentliche Änderung der Verhältnisse im Sinne des 5 62
BVG tatsächlich vorgelegen habe._v-

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Ver—

letzung des 5 62 Abs. 1 BVG. Die Entziehung der Rente
sei‘nach dieser Vorschrift gerechtfertigt gewesen. Die

Versorgungsbehörde sei bei wesentlicher Änderung der

Verhältnisse zu einer Neufeststellung nach @ 62 BVG ver—

pflichtet; deshalb sei es ohne Bedeutung, auf welche

heise sie von der Änderung Kenntnis erlange. Die An—
wendung des Gesetzes werde nicht dadurch rechtswidrig,

daß die Versorgungsbehörde diese Kenntnis durch Ermitt-

lungen erlangt habe, die der Betroffene nicht zu dulden

verpflichtet gewesen wäre; das schutzwürdige Interesse

des Betroffenen stehe der Herstellung eines dem Gesetz
entsprechenden Zustandes nicht entgegen, sofern kein

Verstoß gegen Treu und Glauben vorliege° Unabhängig

hiervon habe das LSG den Inhalt der Mitteilung des Isis

VersorgA vom 7. Mai 1952.nicht richtig ausgelegt. Aus.

ihm folge nicht, daß jede Neufeststellung_im Zusammen?

hang mit einer versorgungsärztliehen Untersuchung aus—

geschlossen sein solle. Die Erklärung, eine Nachuntere

suchung sei nicht mehr beabsichtigt, sei zusammen mit_'

dem vorangehendensg Satz zu würdigen und dahin auszu—
legen, daß eine Nachuntersuchung nur insoweit nicht

mehr beabsichtigt sei, als die Versorgungsbehörde auf '
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_ 4 _

Grund des letzten ärztlichen Befundes auf die künftige Ent—

wicklung des Leidens habe schließen könnenc Damit habe

lediglich eine tgrnuspäßigg_?rüfgng nicht mehr erfolgen_

sollen[) Die Erklärung, die durch das Wort "Absicht" ein—

geschränkt sei, sei unter dem Vorbehalt ergangen, daß

sich die Verhältnisse nicht grundlegend ändern und sich
nicht herausstellé■$ daß die Anspruchsvoraussetzungen in

Wirklichkeit nicht vorlegeno Eine Nachuntersuchung sei

daher nicht ausgeschlossen, wenn Umstände bekannt würden,

aus denen die Versorgungsbehörde entgegen ihrer ursprüng—

lichen Erwartung auf eine Änderung der Verhältnisse schlias

sen könne° Zu Unrecht sehe das LSG überhaupt jede Neufest—

stellung auf Grund eines neuen medizinischen Befundes oder

einer anderen medizinischen Beurteilung als ausgeschlossen

an° Ein Verzicht auf Neufeststellung wäre im übrigen nichä“

tig, weil er dem gesetzlichen Gebot des @62 BVG wider— ’
spräche° Die Nachuntérsuchung sei im vorliegenden‘Fall

weder turnusmäßig angeordnet noch überhaupt zu dem Zweck

durchgeführt worden, eine etwaige Besserung festzustellen;

diese habe sich nur_nebenher ergeben° Die Nachuntersuchung

sei durch die Prüfungsmitteilung des Bundesrechnungshofs

Veranlaßt gewesen und habe klären sollen, ob die Voraus—

setzungen der besonderen beruflichen Betroffenheit vorla—

‘gen„ Außerdem sei die Nachuntersuchung durch die in—

zwischen erlangte Kenntnis, daß der Kläger seine Arbeit

als Kraftfahrer nicht mehr ausüben könne und deswegen die

Knappschaftsvollrente beantragt habe, also durch einen bias

her unbekannten Tatbestand, motiviert gewesen, Das LSG

habe sonach zu Unrecht die Voraussetzungen des @62‘Absoi
BVG verneint; es habe nur prüfen dürfen, ob die vom Kläger

bestrittene Besserung tatsächlich eingetreten sei°'

Der Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Berufungsgericht zurückzuverweiseno Der Kläger bee
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antragt, die Revision'zurückzuweisen„ Die Versorgung"—

verwaltung müsse den fBescheid vom 70 Mai 1952 so gegen

sich gelten lassen wie der Kläger ihn habe verstehen

dürfen, nämlich so, daß von einer Neufeststellung der

Versorgungsbezüge gemäß 5 62 Abs„ 1 BVG auf Grund einer
weiteren Nachuntersuchung abgesehen werde° Die Erklärung
enthälte keine Einschränkung und keinen erkennbaren Vor-

behalt in dem vom Beklagten angedeuteten Sinne0

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und daher

zulässig (@@162 Abs„ 1 Nro 1; 164‚ 166 SGG)OSachlich
ist sie nicht begründete

lie das Bundessozialgericht (BSG) bereits wiederholt
entschieden hat, handelt es sich bei der von der Ver«

sorgungsbehörde in einem Umanerkennungsbescheid abge»

gebenen Erklärung "Nachuntersuchung ist nicht mehr be—

absichtigt" um einen gestaltenden, den Betroffenen be—

günstigenden Verwaltungsakt (vglo BSG 6, 175; 11‚ 237

und Urteil des erkennenden_8enats vom
28; November ?962

— 9 RV 162/59 —)° Eine solche Erklärung der Versorgungs»

verwaltung beinhaltet eine Selbstbindung der Verwaltung‚
die sie gegenüber dem Kläger völlig freiwillig übernommen

hat und Zu der sie auch befugt ist? denn sie kann den me—

dizinischen Sachverhalt in dem Sinne als geklärt erachten9

daß Nachnntersuchungén nicht mehr erforderlich sindo In

den bisher ehtschiedenen Fällen_führte dieser VerWaltnngs—

akt die gleiche Rechtslage herbei, die sonst entsteht,

venn eine ärztliche Naehuntersuchung nach @86 Abs° 3
BVG durchgeführt ist; es entfällt also die Möglichkeit

einer Neufeststellung nach 5 86 Abs° 3 BVG„

m vorliegenden Fall hat die Versorgungsbehörde allerdings

eine solche Erklärung nicht im Umanerkennungsbescheid vom

240 Februar 1951, sondern in der nach versorgungsärztlicher

_ 6 _
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Untersuchung ergangenen Mitteilung vom 7° Mai 1952 abge—

geben° Diese Mitteilung i3%3in ihrem Wesen kein Neufest—

stellungsbescheid nach @ 86 BVG, weil sie Rente und Aner—

kennung unverändert läßt° Sie bezieht sich zwar nicht aus—

drücklich auf 5 62 Abs° 1 BVG, ist aber einem Bescheid

gleichzusetzen, durch den eine wesentliche Änderung der
“Verhältnisse i„S° dieser Vorschrift verneint wird9 weil

sie zum Ausdruck bringt? daß eine solche Änderung nach dem

Ergebnis der amtsär2tlichen Nachuntersuchung vom 290 April

1952 nicht eingetreten ist und die MdE unverändert 30 VOHD

beträgt° Sie beschränkt sich somit? obgleich sie vor dem

30„ September 1954 ergangen‚ist9 nicht auf die Feststellung?

daß ein Neufeststellungsbescheid nach 5 86 Abs° 3 BVG nicht

erforderlich sei; sie hebt vielmehr auf das für @ 62 Abs„ 1

BVG wesentliche Merkmal der inderung der Verhältnisse seit

der letzten Feststellung ab° Ber hieran ansohlisßende Ver—

zicht auf eine ärztliche Nachuntersuchung kann auch nicht
_

etwa nur auf die Zeit bis
zum 300 September 1954 bezogen

werden, denn nach Erlaß des Verwaltungsakts vom 70 Mai

1952, dem eine "ärztliche Nachuntersuchung" vorausgegangen

war, konnte ein Bescheid nach 5 86 Abs° 3 BVG nicht mehr

ergeheno Der vom VersorgA ausgesprochene Verzicht ent—

Spricht zwar nicht der in den Verwaltungsvorschriften (VV)

vom 1° März 1951 zu @ 86 Nr„ 5 zugelassenen Übung der Ver»

sorgungsbehörden, es ohne Nachuntersuchung und Neufest-

stellung nach 5 86 Abs„ 5 BVG bei der in dem Umanerkennungs—

bescheid getroffenen Regelung zu belassen° Denn diese VV

sahen nur vor, unter den dort genannten Voraussetzungen,

im ngngrkennunggbesgheid zum Ausdruck zu bringen, eine
ärztliche Nachuntersuchung sei nicht mehr beabsichtigt° Nur

mit diesen Fällen hat sich bisher die Rechtsprechung des

BSGbefaßt (vgi° BSG69 175; 11, 237) und entschieden
(vgl° BSG in BSG 11; 237)„ daß dann, wenn der Verzicht auf

die Nachuntersuchung in einem Umanerkennungsbescheid ausge-
sprbchen worden ist, sinngemäß nur eine Neufeststellung nach

_ 7 _
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5 86 Abs° 3 BVG, nicht aber eine solche gemäß 5 62 BVG ausge—
schlossen ist° Ein solcher Fall ist hier jedoch nicht gegeben°
Die Versorgungsbehörde war jedoch nicht gehindert, auch im

> vorliegenden, nach @ 62 Abs° 1 BVG zu beurteilenden Fall in

Anlehnung an die in den VV zu 5 86 BVG zugelassene Übung auf

eine Nachuntersuchung zu verzichten() da sie die wesentlichen

Voraussetzungen der VV zu 5 86 Nr° 3, daß nämlich die Jchädiä
gungsfolgen eine Besserung nicht mehr erwarten lassen und die

bisher festgestellte MdE den Grundsätzen des-BVG entspricht,

als erfüllt angesehen hat und ansehen konnte° In einem solchen

Fall ist eine Nachuntersuchung unnötig° Die Versorgungsbehörde

handelt aber weder ermessenswidrig noch verstößt sie gegen ge—‘

setzliche Vorschriften, wenn sie auf die Durchführung unnötiger,

die Verwaltung zwecklos belastender Maßnahmen verzichtete Der

Verzicht auf Nachuntersuchung verstößt insbesondere auch nicht

gegen die Vorschrift des 5 62 BVG„ Diese enthielt 1952 und

1956 kein Gebot, daß Nachuntersuchungcn durchzuführen seien,
sie erwähnte dieses Wort überhaupt nicht, Erst die ab 10 Juni

1960 durch das Erste Neuordnungsgesetz zum BVG vom 270 Juni

1960 geänderte Fassung des @ 62 spricht — zwar nicht von

"Hachuntersuchung" aber — von ärztlicher Begutachtung, je-

doch nur in dem Sinne, daß eine Neufeststellung "wegen Bes—

serung des Gesundheitszustandes" in gewissen Fällen zu unter—

bleiben hat, also praktisch eine Nachuntersuchung von Amts

wegen verboten ist, Daher kann der vom LSG Niedersachsen

(vgl° SGb 1962, 219 ff) in einem anders liegenden Fall ver—
tretenen Auffassung nicht gefolgt werden} der Verzicht auf

Nachuntersuchung im Umanerkennungsbescheid wäre nichtig,

_wenn er sich auf eine Nachuntersuchung nach 5 62 BVG bezöge,

da er dann.gegen ein gesetzliches "Vgrpgt" verstieße (vgl°
hierzu auch die kritische Anmerkung von Gurgel in SGb 1962,

221), Im übrigen ist in den späteren VV zu 5 62 ausdrücklich

bestimmt werden, daß auch im Rahmen des 5 62 BVG von ärztli—
chen Nachuntersuchungen abgesehen werden kann° So ist in den

- 8 _
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"VV Nr° 6 zu 5 62 BVG vom 9° August 1956 gerade auch für Ge—
lenkversteifungen, die seit vielen Jahren bestehen, der

Verzicht auf ärztliche Nachuntersuchung vorgeseheno Handelt

es
sich sonach um einen nach @ 62 Abs„ 1 BVG ergangenen —.

negativen — Feststellungsbescheid, so besagt die darin ent—

haltene Erklärung: "Eine Nachuntersuohung ist nicht mehr

beabsichtigt", daß die Versorgungsbehörde eine Neufeststel—

lung.der Versorgungsbezüge nach 5 62 Abs„ 1 BVG aufgrund

einer von ihr veranlaßten Nachuntersuehung nicht mehr vor—

nehmen wollteq In Verbindung mit dem vorangehenden Satz ist

die Erklärung als eine Regelung dahin aufzufasseny daß es

bei der MdB um 30 V„Ho verbleiben solle, weil die Schädi—

gungsfolgen so beständig geworden seien, daß eine BesSerung

nicht mehr zu erwaten sei und es deshalb sachlich auch nicht

auf eine weitere Untersuchung ankommen könne° Diese Erwägung

kann nicht als fehlerhaft era0htet werden, wenn berücksicht%$

wird; daß die letzte Untersuchung fast zehn Jahre zurück—

lag (180 Mai 1942) und sich in dieser langen Zeit keine
wesentliche Änderung ergeben hatte° Daher ist auch kein

stichhaltiger Anhalt dafür ersichtlich? daß die Ermessens—

erwägungen des Beklagten fehlerhaft gewesen seien? die

zu der_Erklärung "Nachuntersuchung ist nicht mehr beab—

sichtigt" geführt haben, und daß etwa deshalb der Verwal—

'tungsakt rechtswidrig gewesen sei (vgl° BBG 69 1799 180)„

Bei dieser Sachlage war es der Versorgungsbehörde verwehrt9

von sich aus eine weitere Nachuntersuchung zu veranlassen

und wegen der dabei festgestellten angeblichenesentlichen

Besserung die Rente zu entziehen° Nachdem der Beklagte mit

dem bindend gewordenen Bescheid vom 7° Mai 1952 eine den

Kläger bggünstigende Regelung getroffen hatte, konnte er
sich nicht einseitig darüber hinwegsetzeno Zweck der Bin—

dung ist es, im Interesse der Versorgungsberechtigten9 eben—

so aber auch der Leistungspflichtigen, dem Bescheid der Ver—

sorgungsbehörde endgültige Wirkung beizulegen (vglo BSG ??

_9-
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156)° Dabei ist_es für die Bindungswirkung grundsätzlich

gleichgültig, bb das Handeln der verwaltung durch eine Muß—

vorschrift, eine Kannvorschrift oder gar keine Vorschrift

ausgelöst ist (vgl; BSG 69 179)„ Der Beklagte will offenbar

'einraumen, daß er mit bindender Wirkung auf Nachuntersuchung

verzichtet hat, er wendet jedoch ein, daß er nur auf eine

turnusmäßige Überprüfung habe verzichten wollen() Eine solche
Einschränkung ist weder im Wortlaut des Bescheides zum Aus—

druck gekommen noch ist es wahrscheinlich? daß die Versorgungs—

behörde, wenn sie nur von einer turnusmäßigen Untersuchung

absehen will, hiervon den Versorgungsberecktigten im voraus

Verständigt° Demgemäß sahen auch die damaligen Verwaltungs—

vorschriften Nro 3 Abs° 2 zu @ 86 Abs. 3 BVG die Entscheidung,

dan eine ärztliche Nachuntersuchung nicht mehr beabsichtigt

st, nur vor, wenn die Schädigungsfolgen "eine Besserungi

nicht mehr erwarten lassen" und von einer ärztlichen Nachun—

___—___—

Auch das Wort "beabsichtigt" bedeutet keine die Bindung ab—

schwächende Einschränkung der Erklärung; denn die Versor—

‘ungsbehörde kann nicht bestimmen: "Eine Nachuntersuchung

findet nicht mehr statt", weil sie damit in unzulässiger

Weise in das Recht des Versorgyngsbereghtigtgn eingreifen

würde, von sich aus — etwa wegen behaupteter Verschlimme-

(@

rung — eine (dann von der Versorgungsbehörde "nicht beab—

sichtigte") Nachuntersuchung zu beantragen° Ob die fragli—v

che Erklärung unter dem Vorbehalt abgegeben ist9 daß sich

die Verhältnisse nicht grundlegend ändern und sich nicht

herausstelle, daß die Anspruchsvoraussetzungen in Wirklich-

keit nicht gorgelegen haben, brauchte der Senat nicht zu

entscheiden; denn im vorliegenden Fall haben sich die Ver—

hältnisse bis zu dem Gutachten vom 15„/17° November 1956

weder grundlegend geänderten00h iSt der BGSChGiÖ vom 230
' November 1956 damit begründet, daß die Anspruchsvoraus-

setzungen nicht vorgelegen hätten„'Weder hinsichtlich

_10_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..10-

der Zugehörigkeit des Klägers zum versorgungsberechtigten

‚Personenkreis noch zur Frage der Schädigungseinwirkung oder

der Schädigungsfolge waren Zweifel aufgetauchto Anlaß zur
Nachuntersuchung war lediglich.die'Prüfungsmitteilung des

.Bundesrechnungshofes gewesen° Wenn dieser beanstandet hatte‚4

die Voraussetzungen der besonderen beruflichen Betroffen—

„heit seien nicht näher geklärt bzw° zu Unrecht-angenommen

worden, so hatten sich damit die Verhältnisse, die zur

‘Rentengewährung geführt haben, keineswegs "grundlegend ge—

ändert"; es kam insoweit ‘äußerstenfälls eine unrichtige

Gesetzesanwendung auf einen zutreffend erkannten Sachver—

halt in Betracht5 Darum könnte der Bescheid vom 75 Mai

_
1952 auch nicht nach 5 41 VeerG berichtigt werdenu

Bei dieser Sachlage und da die Versorgungsbehörde auch hin—
sichtlich des Verzichts auf Nachuntersuchung — wie oben

dargetan — nicht ermessensfehlerhaft gehandelt hat, brauch—

ten VOm Senat die Möglichkeiten einer evtlo Berichtigung

nicht näher erörtert zu werden (vgl„ hierzu Rohr in ZfS
„1959, 229, gäl; Heuer in KOV 1960‚ 113, ill)„ Weil der Be—

klagte sich des Rechts der Nachuntersuchung wirksam begeben

hatte, beruft sich die Revision zu Unrecht darauf9 die

Versorgungsbehörde sei zu einer Neufeststellung nach @ 62

BVG gesetzlich verpflichtet, deshalb sei es ohne Bedeutung,.

auf welche Weise sie von der wesentlichen Änderung der Ver—

hältnisse Kenntnis erlange, und daß der Betroffene zur Bul—
dung der Nachuntersuchung nicht verpflichtet gewesen wäreo

Eine solche Betrachtungsweise läßt unberiicksichtigt9 daß
der Versorgungsberechtigte im Rahmen des Versorgungsrechts—

verhältnisses, das von den Grundsätzen von Treu und Glauben

bestimmt wird (BSG 99 489 53), in seinem Vertrauen auf den
ÖFortbestand eines von der Versorgungsbehörde erlassenen und

bindend gewordenen Verwütungsakts geschützt werden muß

(vgl„ BSG 10,76)° Diesen Vertrauensschutz kann die Versor—
>gungsbehörde nicht mit der Berufung auf Pflichten, die ihr
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bei Abgabe der Verzichtserklärung bekannt und bewußt waren,

beiseiteschieben, da die Rechtmäßigkeit des Verwaltungs—

handelns nicht allein durch @ 62 BVG, sondern durch die

Gesamtheit der geltenden Rechtsvorschriften, woZu auch die

Normen über die Bindungswirkung gehören‚ bestimmt wird; dies

wird von Rohr aaO nicht hinreichend berücksichtigt° Im übri—

gen hat das BSG bereits entschieden, daß die Verwaltung‚ }

wenn
sie sich des Rechts begeben hat, den Versorgungsbe-

rechtigten ärztlich untersuchen zu lassen, eine Neufest—

stellung nicht auf eine entgegen diesem Verzicht
vorgenomme—

ne Untersuchung stützen kann und daß auch das widerspruchs—

lose Einlassen des Versorgungsberechtigten auf eine Nachun—

tersuchung den einmal eingetretenen Rechtsverlust der Ver—

waltung nicht aufhcbt (BSG6, 179)„

Auch der Umstand, daß der Kläger, wie die Revision vortr'elgt9

seine bisherige Tätigkeit als Kraftfahrer, die bei der frühe—

ren versorgungsarztlichen Untersuchung vom 290 April 1952

zugrunde gelegt worden sei, nach dem Ergebnis einer arbeiten

ärztlichen Untersuchung nicht mehr ausüben könne und deswegen

die Knappechaftsvollrénte beantragt habe, ändert an dcm ein—

getretenen Réchtsverlust der Verwaltung nichts; denn die

Aufgabe des Berufes beseitigt nicht die berufliche Betroffen—

heit 105} des @30 BVG° Im übrigen ist es nicht verständlich‚
daß trotz dieser von der Versorgungsbehörde selbst geltend

gemachten Unmöglichkeit der Ausübung des bisherigen BerufS*

eine Rentenentziehung aufgrund des Gutachtens eines dachver—

ständigen erfolgen konnte, der im Gegensatz zu seiner frühe—

ren Beurteilung nunmehr überraschenderweise annahm„ der Kläger

könne trotz der anerkannten Schädigungefoléeü"alle Arbeiten
ausführen"o’ ' ’ '

1
. .Somit war die Versnrgungsbehörde nicht berechtigt, mit dem

auf die Nachuntersuchung vom 15„/17o November 1956 gestütz—

ten Neufeststellungsbescheid vom 230 November 1956 gemäß

@ 62 Abs° 1 BVG die Rente zu entziehen° '
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Da die Enfscheidung des LSG sonach nicht zu beanstanden

war, mußte die Revision als unbegründet zurückgewiesen wer—'

den (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)° '

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG()
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